
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 10.04.2024

Thema Keine Einschränkung
Schlagworte Keine Einschränkung
Akteure Guldimann, Tim (sp/ps, ZH) NR/CN, Lombardi, Filippo (cvp/pdc, TI)

SR/CE
Prozesstypen Motion
Datum 01.01.1990 - 01.01.2020

01.01.90 - 01.01.20ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Ammann, Amando
Benteli, Marianne
Bernhard, Laurent
Bieri, Niklaus
Bovey, Audrey
Bühlmann, Marc
Freymond, Nicolas
Heidelberger, Anja
Künzler, Johanna
Rohrer, Linda
Schubiger, Maximilian
Schär, Suzanne
Zumofen, Guillaume

Bevorzugte Zitierweise

Ammann, Amando; Benteli, Marianne; Bernhard, Laurent; Bieri, Niklaus; Bovey, Audrey;
Bühlmann, Marc; Freymond, Nicolas; Heidelberger, Anja; Künzler, Johanna; Rohrer,
Linda; Schubiger, Maximilian; Schär, Suzanne; Zumofen, Guillaume 2024. Ausgewählte
Beiträge zur Schweizer Politik: Motion, 2000 - 2019. Bern: Année Politique Suisse,
Institut für Politikwissenschaft, Universität Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen
am 10.04.2024.

01.01.90 - 01.01.20ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Grundlagen der Staatsordnung
1Institutionen und Volksrechte

1Bundesverwaltung - Organisation

2Wahl- und Abstimmungsverfahren

2Aussenpolitik
2Beziehungen zur EU

3Beziehungen zu internationalen Organisationen

4Aussenwirtschaftspolitik

4Landesverteidigung
4Militärorganisation

5Wirtschaft
5Wirtschaftspolitik

5Wirtschaftsordnung

5Geld, Währung und Kredit

5Banken

6Landwirtschaft

6Tierhaltung, -versuche und -schutz

6Öffentliche Finanzen
6Direkte Steuern

7Infrastruktur und Lebensraum
7Verkehr und Kommunikation

7Verkehrspolitik

7Strassenverkehr

8Sozialpolitik
8Bevölkerung und Arbeit

8Arbeitszeit

8Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

8Suchtmittel

9Sozialversicherungen

9Krankenversicherung

9Bildung, Kultur und Medien
9Kultur, Sprache, Kirchen

9Sprachen

01.01.90 - 01.01.20 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

SPK-SR Staatspolitische Kommission des Ständerats
VBS Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und

Sport
UNO Organisation der Vereinten Nationen
KVF-NR Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Nationalrates
APK-SR Aussenpolitische Kommission des Ständerates
WAK-SR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Ständerates
KVF-SR Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates
BAG Bundesamt für Gesundheit
RK-NR Kommission für Rechtsfragen des Nationalrats
APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates
EU Europäische Union
KVG Bundesgesetz über die Krankenversicherungen
WAK-NR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats
PBV Verordnung über die Bekanntgabe von Preisen

CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des États
DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et

des sports
ONU Organisation des Nations unies
CTT-CN Commission des transports et des télécommunications du Conseil

national
CPE-CE Commission de politique extérieure du Conseil des Etats
CER-CE Commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats
CTT-CE Commission des transports et des télécommunications du Conseil des

Etats
OFSP Office fédéral de la santé publique
CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national
CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national
UE Union européenne
LAMal Loi fédérale sur l'assurance-maladie
CER-CN Commission de l'économie et des redevances du Conseil national
OIP Ordonnance sur l'indication des prix

01.01.90 - 01.01.20 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Um dem Anliegen der proportionalen Vertretung der Sprachregionen in der
Bundesverwaltung Nachdruck zu verleihen, nahmen National- und Ständerat eine
Motion de Buman (cvp, FR) an, welche die Dreisprachigkeit von Kadermitgliedern der
Bundesverwaltung fordert. Die Motion verlangt, dass Kadermitglieder neben ihrer
Muttersprache eine zweite Amtssprache beherrschen und eine dritte mindestens
verstehen. Bei Anstellungen soll die Dreisprachigkeit zur Bedingung gemacht werden.
Beide Kammern nahmen darüber hinaus eine Motion Lombardi (cvp, TI) an (09.4331), die
eine Ombudsperson verlangt, welche für die Förderung der italienischen Sprache und
eine adäquate Vertretung italienischsprachiger Beamter in der Verwaltung zuständig
sein soll. Der Bundesrat unterstützte die Motion und erweiterte sie dahingehend, dass
nicht nur die italienische, sondern auch die französische Sprache darunter fallen solle.
Auch die Anregung von Ständerat Maissen (cvp, GR), die rätoromanische Sprache
aufzunehmen, wurde entgegengenommen. Per 1. Juli 2010 wurde bereits ein
Ombudsmann eingestellt, dessen Aufgaben aber noch präzisiert werden müssen. 1

MOTION
DATUM: 16.09.2010
MARC BÜHLMANN

In der Herbstsession kam die Motion Bigler (fdp, ZH), die eine Ausgabenreduktion beim
Beizug externer Expertise und Beratung verlangt, in den Ständerat. Dieser hatte eine
gleichlautende Motion Föhn (svp, SZ; Mo. 16.3489) zwar abgelehnt, musste sich jetzt
aber über die Motion des Zürcher Freisinnigen beugen, weil diese in der grossen
Kammer auf Zustimmung gestossen war.
Filippo Lombardi (cvp, TI) amtete als Kommissionssprecher und erklärte, dass sich die
SPK-SR mit einem Teil der Forderung der Motion anfreunden könne. Es sei nämlich in
der Tat manchmal besser, Wissen innerhalb der Verwaltung zu generieren, statt es von
aussen einzukaufen. Das von der Motion geforderte Ziel, die Zahl der externen Mandate
innerhalb von 5 Jahren um 40 Prozent zu reduzieren, erachte die Kommission hingegen
als «absolut unrealistisch». Man schlage deshalb neue Richtgrössen vor: Während
dreier Jahre solle pro Jahr eine Reduktion von je 4 Prozent angestrebt werden. Zudem
müsse man ein ausgewogenes Verhältnis zwischen Personalausgaben und externen
Kosten im Auge behalten. Es könne ja nicht sein, dass intern Kosteneinsparungen
angestrebt würden, dadurch dann aber Wissen verloren ginge, das schliesslich extern
eingekauft werden müsse. Deshalb schlage die Kommission einen Richtwert vor:
Externe Beratungsmandate sollen nicht mehr kosten dürfen als 3 Prozent der
Personalausgaben. Dies sei aber – wohlgemerkt – lediglich eine Empfehlung. Eine
Minderheit der Kommission, vertreten durch Hans Stöckli (sp, BE), empfahl die
Ablehnung der Motion, da sich in der Zwischenzeit einiges getan habe und der
Bundesrat 2017 den wachsenden Kosten externer Mandate Gegensteuer gegeben habe.
In der Tat waren die Kosten für externe Beratung im Jahr 2017 im Vergleich zu 2016 um
12 Prozent reduziert worden. Man solle dies honorieren und nicht noch mehr
Kürzungen vornehmen, so der Berner Sozialdemokrat. Finanzminister Ueli Maurer hieb
in die gleiche Kerbe. Die Kosten für externe Beratung betrügen momentan 3.3 Prozent
der Personalausgaben. Man sei also praktisch dort, wo die modifizierte Motion es
verlange. Das Anliegen des Vorstosses, Wissen in der Bundesverwaltung zu behalten, sei
gut gemeint, die Verwaltung könne und wolle aber gar nicht alles selber wissen. Man sei
auf Dritt- und Fachmeinungen angewiesen. Es sei deshalb insgesamt nicht notwendig,
sich hier Fesseln anzulegen. 
Die Ratsmehrheit folgte allerdings ihrer Kommissionsmehrheit und hiess die
modifizierte Motion mit 29 zu 13 Stimmen (2 Enthaltungen) gut. Somit wird sich der
Nationalrat noch einmal damit beschäftigen müssen. 2

MOTION
DATUM: 17.09.2018
MARC BÜHLMANN
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Wahl- und Abstimmungsverfahren

Ein wichtiges Argument, das für die elektronische Stimmabgabe ins Feld geführt wird,
ist die Vereinfachung der Partizipation für die fünfte Schweiz. E-Voting ermöglicht es
Auslandschweizerinnen und Auslandschweizern, ihre politischen Rechte auszuführen.
Nicht selten komme es bei brieflicher Stimmabgabe vor, dass die Unterlagen zu spät bei
den Berechtigten im Ausland oder aber bei den Behörden in der Schweiz einträfen –
kritisierte etwa Filippo Lombardi (cvp, TI) im Rahmen einer von ihm eingereichten
Motion. Er forderte, dass bei den eidgenössischen Wahlen 2019 alle
Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer die Möglichkeit haben, elektronisch zu
wählen. Er erinnerte daran, dass Hildegard Fässler-Osterwalder (sp, SG) bereits im
September 2011 gefordert habe, dass bei den Wahlen 2015 eine grosse Mehrheit der im
Ausland wohnhaften Schweizer Bürgerinnen und Bürger einen elektronischen Kanal
haben sollte. Konkret hätten aber lediglich vier Kantone die Möglichkeit von E-Voting
angeboten. 
In seiner Stellungnahme machte der Bundesrat darauf aufmerksam, dass bei den
Wahlen 2015 eigentlich 14 Kantone die Möglichkeit für eine elektronische Wahl für die
Schweizerinnen und Schweizer im Ausland angeboten hätten, eine kurz vor den Wahlen
entdeckte Sicherheitslücke aber die Einschränkung dieses Angebots bedingt habe.
Grundsätzlich gehe die Entwicklung in die richtige Richtung, eine Verpflichtung der
Kantone sei aber zum jetzigen Zeitpunkt nicht angezeigt. In der Frühjahrssession 2016
folgte der Ständerat der exekutiven Argumentation und lehnte die Motion ohne
Diskussion ab. 
Eine Motion Guldimann (sp, ZH) mit einer sehr ähnlichen Forderung (Mo. 15.4139) wurde
wohl auch aufgrund des ständerätlichen Entscheids vom Motionär im September 2016
zurückgezogen. 3

MOTION
DATUM: 07.03.2016
MARC BÜHLMANN

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Im April 2019 reichte die WAK-SR eine Kommissionsmotion mit dem Titel
«Zusatzverhandlungen zum institutionellen Abkommen mit der EU» ein. Diese soll den
Bundesrat damit beauftragen, das institutionelle Abkommen mit der EU zu verbessern,
indem entweder Zusatzverhandlungen geführt oder andere geeignete Massnahmen, die
jedoch in der Motion nicht weiter ausgeführt werden, ergriffen werden. Insbesondere
im Bereich des Lohnschutzes, der Unionsbürgerrichtlinie, bei staatlichen Beihilfen, der
dynamischen Rechtsübernahme und der Streitbeilegung sah die Kommission noch zu
behebende Mängel. So forderte sie unter anderem eine nationale Gesetzgebung, die
der Bevölkerung auch bei einer dynamischen Rechtsübernahme das letzte Wort
zugesteht, sofern dies nicht schon im Rahmenabkommen geregelt würde. Zudem
verlangte die Motion die zeitlich vorgezogene Behandlung der Volksinitiative «für eine
massvolle Zuwanderung», da deren Abstimmungsausgang über die weiteren
Verhandlungen sämtlicher bilateraler Verträge mit der EU entscheiden dürfte. Parallel
dazu wurde ausserdem eine eigenständige Motion Lombardi (cvp, TI; Mo. 19.3170)
besprochen, welche den Umgang mit der dynamischen Rechtsübernahme noch
differenzierter behandelte. 
In seiner Stellungnahme vom Mai 2019 bezeichnete der Bundesrat das bisherige
Verhandlungsergebnis zum institutionellen Abkommen als «in weiten Teilen im
Interesse der Schweiz». Bezüglich der flankierenden Massnahmen zum Lohnschutz und
der Unionsbürgerrichtlinie sei eine Konsultation durchgeführt worden, wobei die
Auswertung der Ergebnisse zu diesem Zeitpunkt noch ausstehe. Der Bundesrat wollte
aber erst nach der Auswertung über potenzielle Zusatzverhandlungen entscheiden.
Daher beantragte er die Ablehnung der Motion. 
In der Sommersession beriet der Ständerat die Motion, wobei sich eine Minderheit um
Ruedi Noser (fdp, ZH) gegen deren Annahme einsetzte. Ständerat Noser bezeichnete
die Motion als gegenstandslos und empfahl, dass man das Verhandlungsresultat
zwischen der Schweiz und der EU abwarten solle. Damit nahm er Bezug auf ein
Schreiben des Bundesrats an die EU vom 7. Juni, das dieser also nach seiner
Stellungnahme zur Motion verfasst hatte. In diesem forderte der Bundesrat
Klarstellungen und Präzisierungen in drei Problembereichen (Lohnschutz,
Unionsbürgerrichtlinie, staatliche Beihilfen), welche auch die Kommissionsmotion
aufgriff. Mit dieser Argumentation vermochte sich die Minderheit jedoch nicht
durchzusetzen. Der Ständerat nahm die Motion entgegen dem Wunsch des Bundesrats
mit 22 zu 14 Stimmen an (bei 6 Enthaltungen). Ebenfalls angenommen wurde die fast
gleichlautende Motion der WAK-NR (Mo. 19.3420), welche nur Forderungen zum

MOTION
DATUM: 12.06.2019
AMANDO AMMANN

01.01.90 - 01.01.20 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Lohnschutz, der Unionsbürgerrichtlinie und den staatlichen Beihilfen enthielt. 4

Im März 2019 reichte Filippo Lombardi (cvp, TI) eine Motion ein, welche die Intention
hatte, die gesetzliche Grundlage zur Wahrung des Mitsprache- und
Entscheidungsrechts von Parlament, Volk und Kantonen bei der Umsetzung des
Rahmenabkommens zu gewährleisten. Für den Fall, dass der Bundesrat das
institutionelle Rahmenabkommen mit der EU unterzeichnen sollte, brauche es eine
eindeutige Regelung der dynamischen Übernahme von EU-Recht, damit das
Mitspracherecht von Parlament, Volk und Kantonen garantiert sei, begründete der
Motionär seinen Vorstoss. Ständerat Lombardi erhoffte sich durch diese Motion auch,
dass durch ein frühzeitiges Mitspracherecht die demokratische Legitimation und
Akzeptanz des Abkommens gesteigert und die parlamentarischen Kompetenzen geklärt
werden würden.
Der Bundesrat beantragte im Mai die Annahme der Motion. Neuerungen im EU-Recht
hinsichtlich der Marktzugangsabkommen würden zwar die Mitspracherechte von
Parlament, Kantonen und Volk grundsätzlich nicht beeinträchtigen, erklärte er. Im
Rahmen des Verhandlungsmandats habe man aber bereits die Überprüfung einer
stärkeren Mitsprache des Parlaments und der Kantone beim Abschluss des
institutionellen Abkommens eingeleitet. Ausserdem werde man im Falle einer
Unterzeichnung des Abkommens prüfen, inwiefern die Partizpationsrechte im Rahmen
der Umsetzung gestärkt werden könnten. 
Im Juni gelangte das Geschäft in den Ständerat, wo Damian Müller (fdp, LU) einen
Ordnungsantrag – zur Zuweisung der Motion an die zuständige Kommission zur
Vorprüfung – stellte. Ständerat Müller begründete den Antrag mit der kurz zuvor
erfolgten Annahme einer ähnlichen Motion der WAK-SR Die Entwicklungen der jüngeren
Vergangenheit und die Relevanz des Themas machten seiner Meinung nach die
Zuweisung sinnvoll. Dagegen wehrte sich der Urheber der Motion zwar, weil diese
inhaltlich mehr umfasse als die WAK-Motion, doch sein Drängen fand nicht genug
Gehör. Der Ständerat sprach sich mit 23 zu 16 Stimmen für den Ordnungsantrag aus. 5

MOTION
DATUM: 20.06.2019
AMANDO AMMANN

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Nachdem die Motion «Die UNO untergräbt das Fundament unserer Rechtsordnung»
von Dick Marty (fdp, TI) 2010 angenommen worden war, beantragten die
Aussenpolitischen Kommissionen beider Räte in der Herbstsession 2013 eine
Fristverlängerung um ein Jahr. Nationalrat Marty hatte vom Bundesrat verlangt, dem
UNO-Sicherheitsrat mitzuteilen, dass die Schweiz die Sanktionen, die gegen natürliche
Personen im Rahmen der Terrorbekämpfung beschlossen werden, nicht mehr umsetzen
werde. Die Grundrechte derartiger Personen würden ansonsten stark eingeschränkt,
ohne dass die Betroffenen ein Einsichts- oder Rekursrecht hätten. Laut
Kommissionssprecherin Keller-Sutter (fdp, SG) sei die APK-SR zum Schluss gekommen,
dass das Anliegen der Motion aufrecht erhalten werden müsse, auch wenn bereits
Veränderungen am Sanktionensystem des UNO-Sicherheitsrats vorgenommen worden
seien. Diesem Antrag kamen beide Kammern stillschweigend nach, womit die Motion
ein weiteres Jahr ihre Gültigkeit behielt. 

In den darauffolgenden Jahren wiederholten sich derartige Verlängerungsanträge
aufgrund der anhaltenden Relevanz des Themas sowohl im National-, wie auch im
Ständerat. In der Herbstsession 2016 begründete Daniel Jositsch (sp, ZH) den erneuten
Antrag der APK-SR damit, dass die Kommission die Stossrichtung der Motion zwar für
richtig empfinde, die vorgeschlagene Massnahme aber nicht «der Weisheit letzter
Schluss» sei und deshalb eine vertiefte Auseinandersetzung nötig sei. 

In der Frühjahrssession 2019 wurde die Behandlungsfrist des Geschäfts erneut von
beiden Räten verlängert. Ständerat Filippo Lombardi (cvp, TI) hob im Namen der APK-SR
die Erfolge der Motion hervor, insbesondere die Schaffung des Büros der
Ombudsperson im Jahr 2009. Dadurch wurde es Personen, welche auf einer schwarzen
Liste stehen, möglich, ein Gesuch um Streichung einzureichen. Laut Lombardi wolle
man sich weiterhin für die Effizienz und die Legitimität aller UNO-Sanktionsregime
einsetzen und benötige daher mehr Zeit. 6

MOTION
DATUM: 19.09.2013
AMANDO AMMANN
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Aussenwirtschaftspolitik

Le 25 septembre 2018, le Conseil des États a adopté la motion «Aucune concession en
ce qui concerne l’huile de palme», déposée par sa commission de politique extérieure.
Selon l'analyse du sénateur Filippo Lombardi (pdc, TI), rapporteur pour la CPE-CE, le
texte en question enjoint le Conseil fédéral à adopter une attitude proactive lors des
négociations de libre-échange avec l'Indonésie et la Malaisie, au contraire de la motion
Grin, qui encouragerait davantage le repli, la fermeture des frontières et donc, en
définitive, la non négociation. «La motion de la commission fait non seulement un petit
pas dans la bonne direction, mais [...] aussi le juste pas dans la bonne direction»,
estime le démocrate-chrétien tessinois. 
Le Conseil fédéral s'était auparavant également prononcé en faveur de la motion de la
CPE-CE. 7

MOTION
DATUM: 25.09.2018
AUDREY BOVEY

Landesverteidigung

Militärorganisation

Jean-René Fournier (cvp, VS) reichte im Nachgang an eine von ihm selbst früher
eingereichte Interpellation im Sommer 2017 eine Motion ein, mit der er auf die
Ausgestaltung des Leistungsvertrags mit dem Nationalen Pferdezentrum Bern Einfluss
nehmen wollte. Nachdem der Walliser Anfang 2017 seine Sorge bezüglich der
Verringerung des Bestands der Armee-Reitpferde geäussert hatte (aufgrund von
Sparmassnahmen wurde bekannt, dass nur noch 38, statt der bis anhin 65 Reitpferde
durch die Armee gehalten werden sollen), stellte er in der Motion die Forderung, den
Bestand bei ebendiesen 65 Tieren zu belassen. Dabei ging es ihm auch um den Erhalt
von ausserdienstlichen Aktivitäten mit kulturellem Bezug, wie beispielsweise der Einsatz
von Pferden bei den Berner Dragonern. Aber auch sportliche Aktivitäten und
Ausbildungslehrgänge (Reitkurse, veterinärische Weiterbildungen) sollen durch den
grösseren Pferdebestand weiterhin ermöglicht werden (siehe auch Ip.17.3031).
Fournier, selbst den Grad eines Majors bekleidend, zeigte sich bewusst, dass der
Stellenwert von Pferden in der Armee an Bedeutung verloren habe. Gleichzeitig hielt er
es für falsch, den Investitionsrückstand der Armee im Bereich der Immobilien und der
Ausrüstung auf dem Buckel der Pferde auszugleichen. 
Anders äusserte sich die Regierung, die dem Parlament die Ablehnung der Motion
nahegelegt hatte. Schwergewichtig gelte es, die finanziellen Mittel der Armee für den
Kernauftrag, die Landesverteidigung, frei zu halten. Es sei ferner nicht die Aufgabe des
VBS, Aktivitäten zu Gesellschaften zu subventionieren, wenn sie keinen direkten Bezug
zu den Traintruppen haben. Der laufende Vertrag mit dem nationalen Pferdezentrum
laufe Ende 2018 aus und eine neue Ausschreibung sollte die Gunst des Wettbewerbs
nutzen können, auch um die eingesetzten Mittel zu limitieren. Eine Bestandsreduktion
bei den Rössern sei unumgänglich, weil dadurch auch Unterhaltskosten eingedämmt
würden. Der Bestand der Tiere zugunsten der Traintruppen (150 Lastenpferde), soll
dagegen unangetastet bleiben, so stünden auch die Traintruppen als Gattung nicht in
Frage. Die Förderung des Pferdes sei damit sichergestellt.

Im Ständerat wurde die Motion nach der Behandlung der Armeebotschaft 2017
traktandiert, einem grossen Geschäft, in dem Millionenbeträge zu fixieren waren. So
äusserte sich Filippo Lombardi (cvp, TI), dass die Mehrausgaben für diese Pferde im
Gesamtbudget der Armee nicht stark ins Gewicht fallen würden. Auch Ständerat Hêche
(sp, JU) agierte als Advokat für die Tiere, im Interesse der Freiberger Rasse könne die
Motion angenommen werden, so der Jurassier. Es brauchte aber keine längere Debatte,
ehe die Standesvertreterinnen und Standesvertreter zur Abstimmung gelangten. 33 zu
fünf, so lautete das deutliche Verdikt der kleinen Kammer. Die Motion wurde also im
Sinne ihres Verfassers dem Nationalrat überwiesen. 8

MOTION
DATUM: 25.09.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

01.01.90 - 01.01.20 4ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wirtschaftsordnung

Face à la complexité des règles qui régissent l’indication des prix dans les publicités,
Filippo Lombardi (pdc, TI) a déposé une motion qui demande une adaptation de
l’ordonnance sur l’indication des prix (OIP). Premièrement, il propose qu’une
référence numérique dans la publicité suffise pour indiquer un prix au consommateur
et à la consommatrice. Il cite notamment les codes QR ou les URL en exemple.
Deuxièmement, il demande un désenchevêtrement des dispositions relatives aux
indications fallacieuses des prix. 
Si le Conseil fédéral a reconnu la pertinence des deux requêtes, il a considéré que les
solutions avancées ne résolvaient pas le problème. Il a précisé que la motion
fragiliserait la sécurité juridique qui entoure l’indication des prix. De plus, il a indiqué
qu’une publicité sans indication de prix était parfaitement licite. Les sept sages
proposaient, comme alternative, l’adoption du postulat déposé, également, par le
sénateur Lombardi. Logiquement, le tessinois a retiré le deuxième point au profit du
postulat. 
Lors des débats, la thématique de la protection des consommatrices et consommateurs
a occupé le haut de l’affiche.  La chambre des cantons a adopté le premier point par 20
voix contre 13. 9

MOTION
DATUM: 06.06.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

Après l’adoption, par le Conseil des États, du point 1 de la motion Lombardi (pdc, TI), la
proposition de modification de l’ordonnance sur l’indication des prix (OIP) pour mieux
répondre aux besoins des consommateurs a été acceptée par le Conseil national. Elle
propose notamment l’utilisation de supports numériques, comme le code QR ou l’URL,
pour l’indication des prix. La chambre du peuple a donc suivi sa Commission des
affaires juridiques (CAJ-CN) qui recommandait l’adoption par 16 voix contre 7 et 1
abstention. La majorité de la CAJ-CN souligne l’amélioration de la protection des
consommateurs grâce à une meilleure lisibilité due au support numérique. A l’opposé,
une minorité craignait pour la transparence en matière d’indication des prix. En
chambre, la motion a été adoptée par 120 voix contre 54. L’UDC, le PLR et le PDC ont
imposé leur volonté. 10

MOTION
DATUM: 18.09.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Geld, Währung und Kredit

Banken

Filippo Lombardi (pdc, TI) estime que la révision de la loi sur les banques dessine une
garantie implicite de l'Etat en cas de faillite d'une banque d'importance systémique.
Par conséquent, il considère logique de demander une contrepartie à cette assurance
étatique. Il souhaite donc, par l'intermédiaire d'une motion, introduire dans la
réglementation "too big too fail" une garantie pour que tous les Suisses de l'étranger
puissent disposer d'un compte bancaire dans une banque helvétique d'importance
systémique. Le sénateur Lombardi explique qu'il est important de lever les entraves à la
mobilité internationale. En effet, la hausse des frais de gestion pour ces comptes ou
l'impossibilité d'obtenir une telle relation bancaire s'apparentent à des freins. Un
compte bancaire en Suisse est indispensable pour les Suisses de l'étranger pour, par
exemple, la cotisation AVS, la contraction d'une assurance-maladie ou encore pour la
gestion d'un bien immobilier. Le Conseil fédéral a exprimé son désaccord avec cette
motion. Tout d'abord, il rappelle qu'une motion identique 15.4029 a déjà été rejetée
par le Parlement. Ensuite, il souligne la hausse des risques et les répercussions sur la
réputation des banques helvétiques qui seraient induites. Ainsi, cette réglementation
irait à l'encontre de la volonté de la législation "too big too fail". De plus, il met en avant
les problèmes d'équité concurrentielle vis-à-vis des autres banques. Puis, il précise
que la hausse des charges est principalement provoquée par une hausse des
réglementations dans les législations étrangères depuis la crise financière de 2008.
Face à tous ces arguments, la chambre des cantons a décidé d'adopter la motion par 23
voix contre 14 et 6 abstentions. Le Conseil national se prononcera prochainement sur le
sujet. 11

MOTION
DATUM: 19.09.2017
GUILLAUME ZUMOFEN
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Filippo Lombardi (pdc, TI) demande au Conseil fédéral de garantir que tous les Suisses
de l'étranger puissent disposer d'un compte bancaire dans une banque helvétique
d'importance systémique. En effet, il estime qu'un tel accès doit être garanti en
contrepartie de la garantie implicite offerte par l'Etat aux banques d'importance
systémique. Si la chambre des cantons a adopté la motion, la chambre du peuple a
rejeté l'objet par 132 voix contre 48 et 4 abstentions. Elle a donc suivi les
recommandations de sa Commission de politique extérieure (CPE-CN) qui proposait de
rejeter la motion par 11 voix contre 9. Lors du débat en chambre, les parlementaires ont
estimé que l'argument de la garantie implicite n'était plus valable. Plus précisément, la
loi sur les banques de 2012 supprime cette garantie implicite. Ainsi, aucune
contrepartie ne devrait être exigée. De plus, l'argument de la liberté économique a été
utilisé. Au final, la discussion s'est aussi orientée sur les Suisses de l'étranger et leur
importance. Les voix de l'UDC, du PLR, du PBD, des Vert'libéraux et de la majorité du
PDC ont fait pencher la balance. 12

MOTION
DATUM: 28.02.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

Une motion déposée par Tim Guldimann (ps, ZH), puis reprise par Fabian Molina (ps,
ZH), a finalement été retirée. Cette motion portait sur la fourniture automatique de
renseignements relatifs aux comptes financiers avec les pays en développement. Alors
que la Suisse a introduit l’échange automatique de renseignements (EAR) avec 79 Etats
partenaires, nombreux sont les pays en développement qui ne peuvent en bénéficier.
Selon le dépositaire de la motion, des accords automatiques avec les pays en
développements permettraient de lutter contre la fraude et l’opacité financière, et de
renforcer les gains fiscaux dans ces pays. Le Conseil fédéral s’est opposé à la motion,
estimant que les structures indispensables à l’EAR n’existaient pas encore dans la
plupart des pays en développement. 13

MOTION
DATUM: 20.03.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Landwirtschaft

Tierhaltung, -versuche und -schutz

Der Ständerat wies mit Stichentscheid des Präsidenten eine zuvor vom Nationalrat
angenommene Motion Teuscher (gps, BE) zurück, welche ein Importverbot von
Reptilienleder aus Indonesien sowie die Ausarbeitung von Massnahmen verlangt hätte,
um die Einführung von Reptilienhäuten aus tierquälerischer Produktion zu
unterbinden. Die Abstimmungsprozedur zur Motion sorgte medial für Furore: Eine
Videoaufnahme der Firma „Politnetz“ hatte ergeben, dass die Motion nicht mit 18 zu 18
Stimmen unentschieden ausgefallen war, – wie von den Stimmenzählern deklariert –,
sondern mit 19 zu 17 Stimmen eigentlich hätte angenommen werden sollen.
Ratspräsident Lombardi liess daraufhin eine zweite Abstimmung durchführen, in
welcher erneut Verwirrung über das Stimmenverhältnis entstand. Eine dritte
Abstimmung brachte schliesslich Klarheit. Der Wirbel um die Stimmenauszählung von
Hand sorgte dafür, dass die Diskussion um eine elektronische Stimmabgabe im
Ständerat erneut aufgenommen wurde. 14

MOTION
DATUM: 03.05.2012
JOHANNA KÜNZLER

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Betreffend die Benachteiligung des international tätigen Schweizer Flugpersonals
behandelten die beiden Räte eine Motion Lombardi (cvp, TI) und ein Postulat Kaufmann
(svp, ZH) (Po. 06.3570). Das Postulat wollte, dass Wege aufgezeigt werden, wie die
Benachteiligungen des in der Schweiz wohnhaften und in Deutschland arbeitenden
Flugpersonals infolge des deutschen Steueränderungsgesetzes ab 1. Januar 2007
gemildert oder kompensiert werden können. Die Motion verlangte vom Bundesrat, eine
Änderung des Doppelbesteuerungsabkommens mit Deutschland zu verhandeln und
abzuschliessen, welche eine gerechte Besteuerung für Schweizer Flugpersonal bei
deutschen Flugunternehmen sicherstellt. Das Postulat wurde im Nationalrat und die
Motion von beiden Räten angenommen. Ausserdem nahm der Nationalrat ein Postulat
der sozialdemokratischen Fraktion (Po. 07.3061) an, welches den Bundesrat
aufforderte, zu prüfen, wie der internationale Flugverkehr angemessen besteuert
werden kann. 15

MOTION
DATUM: 05.10.2007
LINDA ROHRER
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Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Verkehr und Kommunikation

Eine 2013 eingereichte Motion Regazzi (cvp, TI) forderte ein neues
Verkehrsmanagement am Gotthard, insbesondere eine neue Lösung für Reisebusse im
Verkehr mit dem Kanton Tessin. Da Reisebusse effizienter seien als Personenwagen,
sollten Reisebusse in Stausituationen bevorzugt behandelt werden. Regazzi nahm damit
eine Forderung von Ständerat Lombardi (cvp, TI) von 2010 wieder auf, die nach der
Zustimmung des Ständerates in der grossen Kammer abgelehnt worden war (10.3870).
Die Motion Regazzi wurde im März 2015 gemäss dem Antrag des Bundesrates
abgelehnt. 16

MOTION
DATUM: 12.03.2015
NIKLAUS BIERI

Verkehrspolitik

En fin d’année, le Conseil des Etats a décidé tacitement de soumettre à l’examen
préalable de sa commission des transports (CTT-CE) une motion Lombardi (pdc, TI) en
faveur d’un soutien financier accrû de la Confédération aux efforts d’amélioration de
l’efficacité du transport ferroviaire de marchandises afin de poursuivre la politique de
transfert. Les sénateurs ont en effet souhaité que cette proposition soit traitée à la
lumière du rapport sur le transfert pour la période 2007-2009 publié par le Conseil
fédéral en novembre. 17

MOTION
DATUM: 10.12.2009
NICOLAS FREYMOND

Strassenverkehr

Sur proposition du président de la CTT-CE, le Conseil des Etats a décidé à l’unanimité
de soumettre une motion Marty (prd, TI) et un postulat Lombardi (pdc, TI) (08.3745),
tous deux en faveur du percement d’un second tube pour le tunnel autoroutier du
Saint-Gothard, à l’examen préalable de la commission. (Pour plus d'information sur une
initiative parlementaire pour un second tube au Gothard lancée en 1999 déjà, voir ici
(2002).) 18

MOTION
DATUM: 08.12.2008
NICOLAS FREYMOND

Unter Betonung der touristischen Relevanz und Umweltfreundlichkeit von Reisebussen
aufgrund ihrer im Vergleich zum Privatverkehr erzielten höheren Transportkapazitäten,
verlangte eine Motion Lombardi (cvp, TI) für Reisecars die Bewilligung zur Umfahrung
von Staus an den Gotthardrampen über die Kantonsstrassen bis auf die Höhe der
beiden Tunnelportale. Gegen den Willen des Bundesrats, welcher der Motion die
ökologische Relevanz absprach, überwies die Kleine Kammer die Motion knapp, mit 13
zu 11 Stimmen. Der Nationalrat folgte hingegen ohne grosse Diskussion seiner
Kommission, welche den Vorstoss zur Ablehnung empfohlen hatte. 19

MOTION
DATUM: 29.09.2011
SUZANNE SCHÄR

Eine im Dezember 2015 eingereichte Motion von Ständerat Lombardi (cvp, TI) sollte
dazu führen, dass vor 2018 in eine Programmvereinbarung mit dem Bund
aufgenommene Lärmschutzmassnahmen bei Strassen auch dann noch durch
Bundesbeiträge unterstützt werden, wenn sie erst nach 2018 realisiert werden.
Hintergrund ist die Befristung der Durchführung von Sanierungen und
Schallschutzmassnahmen bis zum 31. März 2018 (Art. 17 der Lärmschutz-Verordnung).
Der Motionär war der Meinung, der Lärmschutz sei eine Daueraufgabe und der Bund
solle die Kantone auch dann noch unterstützen, wenn sie wegen Einsprachen oder
fehlenden Planungskapazitäten die Frist nicht einhalten können. In seiner Antwort vom
Februar 2016 hielt der Bundesrat fest, dass auch er den Lärmschutz als Daueraufgabe
sehe. Mit der Art und Weise der Umsetzung in den Kantonen zeigte sich der Bundesrat
aber nicht einverstanden: Die ergriffenen Massnahmen seien nicht wirksam genug und
die Kantone seien mit der Lärmsanierung im Verzug. Der Bundesrat betrachtete deshalb
eine Auszahlung von Beiträgen über das Jahr 2018 hinaus als nicht zielführend und
beantragte, die Motion abzulehnen. In der Frühjahrssession 2016 vertrat Bundesrätin
Leuthard die Bedenken des Bundesrates vor dem Ständerat. Dieser liess sich davon
jedoch nicht bewegen und nahm die Motion mit 29 zu 5 Stimmen (0 Enthaltungen) an. 

Im Vorfeld der Debatte im Nationalrat empfahl seine KVF im August 2016 dem

MOTION
DATUM: 12.09.2016
NIKLAUS BIERI
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Ratsplenum mit 15 zu 8 Stimmen bei 2 Enthaltungen die Motion anzunehmen. Die
grosse Kammer folgte dieser Empfehlung in der Herbstsession 2016. Der Minderheit
Pieren (svp, BE), welche die Ablehnung der Motion beantragte, folgte nur die SVP-
Fraktion: Beim Abstimmungsresultat von 114 zu 61 Stimmen (0 Enthaltungen) entfielen
alle Gegenstimmen auf die Volkspartei. 20

Die Forderung der Motion Lombardi (cvp, TI) betreffend die Lärmschutzmassnahmen
bei Strassen war vom Bundesrat umgesetzt worden: Mit der Revision der
Lärmschutzverordnung per 1. April 2018 hatte der Bundesrat sichergestellt, dass
Strassenlärmsanierungsprojekte, die bis Ende März 2018 in eine Programmvereinbarung
mit dem Bund aufgenommen worden waren, auch dann Bundesbeiträge erhalten, wenn
ihre Realisierung erst nach 2018 erfolgt. Im März 2019 beantragte der Bundesrat die
Abschreibung der Motion, da er ihr Anliegen als erfüllt erachtete. Die Räte folgten
diesem Antrag im Juni 2019 diskussionslos. 21

MOTION
DATUM: 18.06.2019
NIKLAUS BIERI

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitszeit

Le Conseil des Etats a adopté une motion Lombardi (pdc, TI) réclamant une
harmonisation partielle des horaires d’ouverture des magasins par la modification de
la loi fédérale du marché intérieur. Le texte préconise que les magasins soient ouverts
de 6 à 20 heures du lundi au vendredi et de 6 à 19 heures le samedi. Le Conseil national
ne s’est pas encore prononcé sur cette motion en 2012. 22

MOTION
DATUM: 17.09.2012
LAURENT BERNHARD

Après avoir obtenu une majorité au sein du Conseil des Etats l’année dernière, le
Conseil national a adopté au cours de la session de printemps une motion Lombardi
(pdc, TI) réclamant une harmonisation partielle des horaires d’ouverture des magasins
par une modification de la loi fédérale du marché intérieur. Le texte préconise que les
magasins soient ouverts de 6 à 20 heures du lundi au vendredi et de 6 à 19 heures le
samedi. La chambre du peuple a apporté une modification au texte en excluant les
jours fériés cantonaux de cette harmonisation partielle. Cette décision qui est
intervenue six mois en amont de la votation sur la libéralisation des heures d’ouverture
des magasins de stations-service (voir ci-dessus) a provoqué un tollé dans les milieux
syndicaux. Unia a d’ores et déjà annoncé qu’il lancerait le référendum au cas où le
parlement adopterait un projet conforme à l’objectif de la motion. La question des
horaires d’ouverture des magasins devrait donc rester un sujet brûlant au cours des
années à venir. 23

MOTION
DATUM: 17.06.2013
LAURENT BERNHARD

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Suchtmittel

Die CVP-Abgeordneten des Kantons Tessin wiesen in Vorstössen in beiden Kammern
auf die Problematik ihres Kantons hin, der in den letzten Jahren zum
Drogenumschlagplatz für norditalienische Cannabis-Konsumenten wurde. Eine Motion
von Ständerat Lombardi, die strengere Kontrollen für den Hanfanbau forderte, wurde
nur als Postulat überwiesen. Das gleiche geschah mit einer identischen Motion
Simoneschi (Mo. 99.3621) im Nationalrat. In beiden Kammern wurde als Argument für
die Umwandlung in das unverbindliche Postulat betont, es gehe darum, eine generelle
Lösung zu finden; eine spezielle „lex Ticino“ wäre dieser eher hinderlich. 24

MOTION
DATUM: 30.11.2000
MARIANNE BENTELI
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Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Früher – bis Ende 2015 – hätten die Kantone durch eine Regelung im KVG Zugang zu
denselben amtlichen Dokumenten gehabt, die das BAG zur Genehmigung der
Prämientarife benötigt habe, erklärte Filippo Lombardi (cvp, TI) im Rahmen einer
Motion, die er im September 2019 einreichte. Diese Informationen seien für die
kantonalen Behörden zur Analyse der Kostenentwicklung und zur Überprüfung der
Reserven der Versicherungen unentbehrlich. Früher hätten die Kantone zudem die
Möglichkeit gehabt, zu den vorgesehenen Prämientarifen der Versicherungen Stellung
zu nehmen. Mit der Einführung des KVAG hätten die Kantone den Zugang zu diesen
Daten aber verloren, da seither die Krankenversicherungen für die Überwachung der
Entwicklung der Gesundheitskosten und für die jährliche Prämienberechnung zuständig
seien. Lombardi wollte daher den Bundesrat beauftragen, den Kantonen diese
Möglichkeiten im Rahmen des KVG zurückzugeben und dadurch die Transparenz bei
den Gesundheitskosten wiederherzustellen. 
Auch der Bundesrat verwies in seiner Stellungnahme darauf, dass die Aufgabe, dafür zu
sorgen, dass die Prämien in den Kantonen deren Kosten entsprechen, nun bei der
Aufsichtsbehörde liege. Die Kantone sollten neu nur noch zu den geschätzten Kosten –
von denen sie direkt betroffen seien –, nicht mehr aber zu den Prämientarifen Stellung
nehmen können. Die zur Beurteilung der Kosten nötigen Informationen würden sie
entsprechend auch noch immer erhalten. 
Nachdem Beat Rieder die Motion nach dem Ausscheiden Lombardis aus dem Ständerat
übernommen hatte, beschäftigte sich die kleine Kammer in der Wintersession 2019 mit
dem Vorstoss – wenn auch nur kurz: Stillschweigend folgte der Rat einem
Ordnungsantrag Français (fdp, VD) auf Zuweisung des Vorstosses an die Kommission. Es
sei wichtig, dass es einen Austausch zwischen Krankenversicherungen, Kantonen und
Bund gebe, genauso wie es vermutlich gut sei, wenn es zu einem diesbezüglichen Dialog
zwischen Bundesrat und Kommission komme, erklärte Olivier Français. 25

MOTION
DATUM: 12.12.2019
ANJA HEIDELBERGER

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Sprachen

Gegen den Antrag der vorberatenden Kommission, die auf den technischen Aufwand
verwies, weshalb sie den Vorstoss lediglich in Postulatsform überweisen wollte, nahm
der Ständerat mit 23 zu 14 Stimmen eine Motion des Nationalrates Galli (cvp, BE) an,
die verlangt, dass die Geschäftsdatenbanken des Parlaments («Curia» und «Curia
Vista») ebenfalls auf Italienisch konzipiert und unterhalten werden sollen.
Ausschlaggebend für die Zustimmung waren die Voten der beiden Tessiner Marty (fdp)
und Lombardi (cvp), die darauf hinwiesen, dass sämtliche parlamentarischen Akten (mit
Ausnahme des «Amtlichen Bulletins», in dem jeder Redner in der Sprache protokolliert
wird, in der er spricht) ohnehin zuhanden der insgesamt zehn italienischsprachigen
Abgeordneten der Bundesversammlung auf Italienisch übersetzt und dabei elektronisch
erfasst werden. 26

MOTION
DATUM: 05.12.2002
MARIANNE BENTELI
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